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Verkündet
am 210 Oktober 1958

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

09.000009000000000000iloolclou...!..lvooounonlo,

Beklagten und Bevisionsklägerin,

gegen

°.OIOUIOOOO..DOI....I'COOD'UIIOOOOCOUOOIDl....0’

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundeeeozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 21° Oktober 1958

für Recht erkannt:

Urteil des Sozialgerichte München vomC
O

Da

16.; Februar 1956 wird mit den ihm zugrunde lie—

genden Feststellungen aufgehoben° Die Sache

wird zur erneuten Verhandlung und Entscheiäung

an das Sozialgericht zurückvcrwiesen°

Von Rechts wegen
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Die 1697 geborene Klägerin war seit dem 2‚ Januar 1954 als
kaufmännische hilfek'aft mit einem Entgelt von wöchentlich

17,50 Dh bei einer Großhandelefirme tätig° Am 20„ Mai 1954 er—
litt sie bei einer Besergung für die Firma einen Arbeiteunfello

Mit Bescheid von 18° Januar 1955 gewährte ihr die Beklagte für

die Folgen dieses Unfalls eine vorläufige Rente von 30 vol-i°

Da der_Arbeiteentgelt‚ den die hlägerin für die 102 Tage ihrer

Beechäftigung vor dem Unfall bezogen hatte (% 563 Abs„ 2 der
Reichsversichérungeordnung - EVO —), nur 350,—— DE betrug, leg—

te die Beklagte gemäß @ 563 übe‚ 3 EVO als Jehresarbeitsver—

dienst (JAV) für die dentenberechnung das öOO—fache des Orts—

lohnee für Erwachsene zugrunde° Durch Bekanntmachung des Ober“

versicherungsamts (OVA„) München von 5° üärz 1955 (Bayer„ Staats—
anzeiger 1955 är„ 11 S‚ 5) war damals im 5tadtkreis München der

Ortelohn für männliche Erwachsene auf 8,60 Bü, für weibliche

Erwachsene auf 7,—— DK festgeetzt° Die Beklagte berechnete den

JÄV für die der Klägerin zu geu;hrende Rente auf 2„100,—— DM —
ent3precnend dem 500—fachen des für weibliche Erwachsene fest—

gesetzten Ortslohneso

Mit ihrer Klage, die sie auf Anregung des Rentenaueechusses

der Beklagten erhob, machte die Klägerin geltend, die im Grund»

gesetz (GG) festgelegte Gleichbereehtigung von Mann und Frau
nüsse bei der dentenfestsetzung nach dem ortsüblichen Tagelohn

berücksichtigt werden:)

Das Sozialgericht (SG„) hat durch Urteil vom 16. Februar 1956

der Klute stattgegeben und die Beklagte in Änderung des ange—

fochtenen Beecheides verurteilt, der Rentenberechnung einen

JAV von 2„580,—— Dh zugrunde zu legen„ In Anlehnung an die

Rechtsprechung des Bundeserbcitsgerichte (BAGO) ist es der

Auffassung, der Gleichberechtigungegrunäeetz und das $enachtei—

ligun@°vcrbot {Art„ 5 Abs„ 2 u° 5 GG) umfaßten auch den Grund—€)“
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satz der Lohngleichheit von hunn und Frau bei gleicher Arbeit°

>Die in @ 150 Abs° 1 EVO vorgeschriebene unterschiedliche Orte“
lohnfestsetzung für £änner und Frauen sei mit diesem Verfas—

sungsgrundsutz nicht vereinbar, deshalb sei jene Vorschrift

nach dem 310 März 1955 gemäß Art° 117 Abs" 1 GG außer Kraft

getreteno Bis die hierdurch entstandene Cesetzeslücke vom Ge—

setzgeber geschlossen werde, sei sie von der Rechtsprechung

auszufülleno Das könne in dem zur Entscheidung Stehenden Fall

nur dadurch geschehen, daß die Beklagte verpflichtet werde,

der Rentenberechnung den für einen männlichen Tagarbeiter

‘festgeeetzten Ortslohn von 8„6O DH, & so einen JAV von 20580‚—DM‚

zugrunde zu legen° Das öG„ hat die nach seiner Meinung durch

5 145 Nrc 3 des Sozialgerichtsgesetzce (SSG) ausgeschlosse—

ne Berufung wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts—

sache zugelassen (@ 150 Nr, 1 5GG)°

Gegen das am 5„ März 1956 zugestellte Urteil hat die Beklagte

am 20" märz 1956 — unter Vorlete einer schriftlichen Einwil—

ligungserklärung der Klägerin (% 161 Abs° 1 Satz 2 SGG) —
Sprungrevieion eingelegt und sie zugleich begründet° Die Be—

klagte rügt unrichtige Anwendung des Art° 3 Abs„ 2 und 3

und des Art() 117 Abeo 1 GG, ferner der @@149, 150, 563

jAbs° 2 und 3 EVO sowie der Ersten Verordnung über Ortslöhne

und Jahrescrbeitsvcrdienste in der Sozialversicherung vom

9„ August 1950 (nenn 1 7950 s„ 369)„ Sie meint, die ge—
sonderte Ortslohnfeeteetzung für Männer und Frauen gemäß

@@149, 150 EVO sei mit Art° 3 GG vereinbar° Es handle sich
hierbei nicht um eine allgemeine Unterbewertung der Frauen—

arbeit an sich, sondern lediglich um die Eeststellung von

tatsächlich gegebenen Verechiedenheiten der ortsüblichen

Tegesentgelte männlicher und weiblicher Tegerbciter° Selbst

wenn eine ortsübliche geringere Entlehnuny der weiblichen

im Vergleich zu den männlichen Tagurbeitern gegen den Gleich—

berechtigungsgrundsatz verstieße, bleibe es doch zulässig,

diese unterschiedlichen Entgelteätze amtlich zu ermitteln

und als Ortslohn fest:-zuset20n° Bei der Feststellung des JAV

berücksichtige das Gesetz in € 563 Abso 2 EVO grundsätzlich
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die individuellen Lohnverhältnisee des Verletzten im Jahre vor
dem Unfall„ Eine solche Anpassung

an die individuellen Verhält—

nisse des Verletzten müsse nach dem Sinn des Gesetzes auch bei

der Heranziehung des Ortslohnee als Mindestgrenze des JAV gel-

ten° Die gesonderte Ortslohnfeetsetzung für männliche und weib—
liche Erwacheenc gemäß % 150 Abs° 1 EVO sei ein dem GG nicht

widersprechendes Verfahren, um diese Annäherung an die indi—

viduellen Lohnverhältnisse bei gewöhnlichen Tagarbcitern zu er—
zielen° Der vom SG° vertretene Standpunkt führe folgerichtig

Azu dem rechtlich unhaltberen Ergebnis, daß keine weibliche Ver—

letzte eine niedrigere Unfullrcnte erhalten dürfe als ihr in

gleicher Stellung beschäftigter, aber — entgegen dem GG — besser

bezehlter männlicher Arbeitskollege, falls dieser den Unfall

erlitten hätte° Die Beklagte beantragt9

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Klage abzuweisen° ’ .

Die Klägerin hat sich zur Revision nicht geäußert und auch nach

Belehrung keinen Erozeßbevollmächtigten bestellte Ort und Zeit

der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat sind ihr

mitgeteilt werdeno

Naeh der Verkündung des angefochtenen Urteils hat die Beklagte

mit bescheid vom 24° Februar 1956 die vorläufige Rente von

30 VDH? auf 20 von, herabgesetzt; mit Bescheid vom 26. Mai 1956

hat sie die Rente in dieser Höhe als Dauerren4e festgestellt

(@ 1585 Abs° 2 ■VO)„ hachdem die Rente während einer Heilen—

etaltepflege weggefellen war (% 559e EVO), wurde sie für die

Folgezeit durch den Bescheid vom 17° Januar 1957 wiederum auf

20 VCH, festgesetzto

II;

Die Sprungrevieion ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden° Die von der hlägerin persönlich unterzeichnete

Einwilligungserklärung ist rechtswirksnm (vglg BeG„ 3 So T3)„

Die besonderen Voraussetzungen der Qtattheftigkeit der Sprung—

revieion nach , 161 Abs° 1 Satz 1 SGG sind gegeben: Die Beru—

fung war durch ; 145 ■r° 3 SGG ausgeschlossen, da das Urteil des

SG° einen dem Grunde nach unstrcitihen Anspruch auf vorläufige
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Rente betraf; wegen des streitigen JAV war hierbei die Be—

rufung unzulässig (vgl° Peters—Seutter—Wolff, Kommentar zur

Sozielgorichtsbsrkeit, 20auflo‚ Anmo4a zu @145seemit zu;
treffender Bezugnahme auf die Rechtsprechung zu € 1700 Nr. 7

RVG; Brackmann‚ Hendburh der Sozielversicherung, 1‚-—5° Auflo‚

So 250 l)° Die Berufung ist aber durch das SG‚ wegen der grund—

sätzlichen Bedeutung der Rechtssache gemäß @ 150 Nr, 1 SGG aus—
drücklich zugelassen‚wordeno

Die nach der Verkündung des angefochtenen Urteils von der

Beklagten erteilten Beschei„s haben die Etatthaftigkeit und

den Gegenstand der Sprungreyision nicht berührt° Der Bescheid

über die erste Feststellung der Dauerrente ist erst am 260 Mai

1956, also nach der Einlegung der Sprungrevision‚ ergangen; er

ist mithin — ebenso wie der Bescheid vom 17° Januar 1957 — nicht

Gegenstand des Revisionsverfehrens geworden, sondern gilt nach

5 171 Abs„ 2 SGG als mit der Klage beim SG. engefochten° Hinsicht—‘

lich des Bescheides über die Herabsetzung der vorläufigen Rente

vom 24° Februar 1956, der nach der Verkündung, aber vor der Zu—

stellung des angefochtenen Urteils beschlossen wurde, ist die

Rechtslage allerdings nicht so eindeutig° Dieser Bescheid ist

nicht während des Revisionsverfehrens ergangen, das erst mit

der Einlegung der Revision am 20° März 1956 begonnen hat (vgl°

BSG„ 4 5° 156 115g? 5„ 219 15217)„ Es ist unerheblich, ob er
vor oder nach dem Zeitpunkt der Urteilszustellung (30 März

1956) der Klägerin zugegangen ist; denn nach einem allgemei—
,

nen Grundsatz des Verfehrensrechts ist auch der Zeitraum zwischen

den Instanzen in der hegel der unteren Instanz zuzurechnen (vgl°

RGZ68 so 247 Lé539 2537; 155 s, 195 139g}, Rosenberg, Lehrbuch
des deutschen Zivilprozeurechts, 7° auflo‚ 5° 125 @ 50 III lb)°

Es kann jedoch dshingestellt bleiben, ob für diesen im Gesetz

nicht besonders geregelten Full eine entsprechende Anwendung

des @ 171 Abs? 2 506 in Erwägung zu ziehen oder aber die Rechts-

lage auf Grund des % 96 SGG zu beurteilen ist. Selbst wenn al—
lein die letztgenannte Vorschrift in Betracht käme, wäre der

Bescheid vom 24° Februar 1956 als Gegenstand des erstinstunz—

lichen Verfahrens jedenfalls nicht infolge der Anfallswir—

kung zum Gegenstand des uevisionsverfahrens geworden; denn
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sonst wäre der auch hier zu beechtcnde Verfahrensgrundsatz ver—

letzt, daß dem Betroffenen nicht die höglichkeit einer Tatsachen—
nechprüfung abgeecnnitten werden darf (vglu Brackmann a„a„0°

50 254)°

Der Verhandlung und Entscheidung über die Revision stand der Um—

stand nicht entgegen, daß die hlägerin vor dem Bundessozialge—

richt nicht durch einen nach 9 166 Abs° 2 SGG zugelassenen Prozeß—
bevollmächtigten vertreten gewesen ist (vgl. BSG„ 3 S° 106 ÄTQ27)O

Da der wirkliche Arbeitsentgelt der Klägerin vor dem Unfall täg—

lich kaum 3,5c ih betrug, hatte die Beklagte für die Rentenbe—
rechnung als üindestsatz den “Or*s10hn für Erwachsene" gemäß

■’563 Abse 3 ■VO heranzu2iehene Einen einheitlichen Ortslohn für
Erwachsene beiderlci Geschlechts nicht das Gesetz jedoch nicht

vor? vielmehr wird nach dem maßgebenden @ 150 abs° 1 nVO der

Ortelohn für Männer und Erauen über 21 Jahre besondere festge—
setzt„ In der Bekanntmachung des OVA„ münchen vom 50 März 1953,

die im Bayerischen St„etsenzeiger vom 14. härz 1953 abgedruckt

und damit ordnungsgemäß veröffentlicht wurde (5 149 Abso 2 Satz 1

hVO)‚ ist für die beit vom“1° Januar 1953 an der Ortslohn im

Sted kreis lünchen für männliche Erwachsene auf 8,60 DM, für
weibliche Erwachsene dagegen auf 7‚—— LR festgesetzt werdeno

Nach wortlaut und Zusemmenheng der geltenden Bestimnungen hatte

ui€ Beklagte keine andere höglichkeit, als der Rentenberechnung

für die Klägerin den Ortslchn für Frauen von 7‚—— DM zugrunde

zu legen° Bei einer Berücksichtigung des für Männer festgesetzten

Ortslohncs von 8,60 Dh hätte die Beklagte die Vorschriften der

39 563 Abs° 3? 150 Abs„ 1 BVG unrichtig angewandt°

Der Vorderrichter ist indessen — in Ausübung seiner Normenkon—

trollbefugnis (vgl° BVerfG° 2 So 124 1128 ffä7)
— zu dem Ergeb—

nis gelengt‚ % 150 Abso 1 EVO und die darauf bcruhende Bekannt—

machung des OVA„ hlnchen vom 5„ üärz 1953 seien grundgesetzwid—

rig° Zu einer Nachprüfung diese* Ansicht ist der erkennénde Se?
net berufen: Auch die Bc:anntmachung des OVAÖ München enthält

meterielles hecht; denn die Ortslohnfcetsetzung — ebenso wie die

Feststellung der Sachbezugswerte (% 160 Absc 2 RVO) und die

Festsetzung der durchschnittlichen Jehreserbciteverdienste in

der landwirtscheftlichcn Unfallvereicherung (@ 933 EVO) — Wirkt
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für und gegen alle von diesen Bestimnungen erfaßten Personen
(@ 2 der Ersten VO über Ortslöhne und Jahresarbeitsverdienste

in der Sozielversicherung vom 9„8„1950; vgl° auch BSG° 6 So 41

£?■7hit weiteren Nachweisen)° Allerdings ent8pricht die Be-
lkanntmachung des 0VA° hünchen als solche nicht den Erfordernis—

sen des 9 162Ab8; 2 sec; unzweifeiheft hat aber des Revisions-
gericht irrevisibles Recht auf seine Vereinbarkeit mit höher—

‘rangigem revisihlen Recht — im vorliegenden Fall dem GG —

nachzuprüfen (ngßuG° 2 S° 201 LEOä7; 6 So 46)°

Zutreffend ist des öG„ davon ausgegangen, daß der Grundsatz

der Gleichberechtigung von Männer und Frauen (Art° 3 Abs° 2 GG)

sowie des Gebot9 niemanden wegen seines Geschlechts eu benach-

teiligen oder zu bevorzugen (Art° 3 Abs‚ 3 GG), in arbeitsrecht—

licher Hinsicht auch den Grundsatz der Lohngleichheit von Mann

und_ßreu bei gleicher Arbeit umfeeeen (vgl. BAG° 1 3° 258 gäbe,

261/mit weiteren Nechweisen; e. 348 13537; BAG„Urteil vom23°
301957 in ÄP° zu Art° 3 GG ür( 16)„ Euch Ansicht des erkennenden

denats hat dies im Bereich der gesetzlichen Unfallvereichcrung

die weitere Fölgewirkung, daß auch die den weiblichen Versicher—
ten zustehenden Rentenleistungen unter dem Gesichtspunkt der ver»

fessungsmäßigen Gleichberechtigung zu prüfen sindo Gegen diesen

Grundsatz wird freilich — was das SG° verkannt hat — nicht schon

ohne weiteres dadurch verstoßen, daß die ortsüblich gezahlten

Tagesentgelte gewöhnlicher Tagarbciter äetrennt nach Männern und

Frauen ermittelt und hieraus für bestimmte Bezirke Durchschnitts—

sätze für männliche und weibliche lagerbeiter gebildet werdeno

Lediglich im Wege einer solchen Ermittlung und Durchschnitts—

berechnung tatsächlich gezahlter Tagelöhne — nicht etwa daneben

auch noch durch freie Schätzung — erfolgt aber die in 9% 149,

150 EVO vorgeschriebene Festsetzung der Ortslöhne (vgl° RVO«

MitgleKommo‚ 2° Auflop Bdo 1, So 105 Anmo 5 zu 5 149; Schraft

in DVZo 1950 S„ 245)„ Ein solches Verfahren hat an sich über—

haupt keine Berührungspunkte zum verfassungsmäßigen Gleichbe—

rechtigungsgrundsetz; es kann zu gesetzlich vorgesehenen Zwecken

benutzt werden, bei denen eine Benachteiligung der weiblichen

Versicherten gar nicht in Betracht kommt, wie z„B° in 5 732

RVOo Der Senat ist hiernach der Auffassung, daß die in 9 150

Abso 1 RVG vorgenchriebene'besondcre—Qrtslohnfestsctzung für
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Männer und Frauen nicht gegen Art° 5 Abs° 2 und 5 GG verstößt

(s„ auch HMAC,Erlsß vom 702„195e in ErsK„ 1958 so 90)„

Ausschlaggebend kommt es vielmehr nach Ansicht des Senats darauf

an, w o f ü r der nach Geschlechtern gesondert festgesetzte Orts—

lohn jeweils herangezogen wird° Bei einer auf den Ortslohn gew

stützten Berechnung von Geldleistungen für unfallverletzte Frauen

ist die möglichkeit, daß eine Benachteiligung gegenüber vergleich—

baren männlichen Verletzten eintritt, grundsätzlich gegeben° Die

verfessungsrechtliche Prüfung erstreckt sich damit auf die Vore

schriften des 5 563 Abs„ 3 i n V e r h i n d u n g mit @ 150
Abs, 1 hVO und der gesetzesn■hfüllenden Bekanntmachung des OVA„

München vom 50‚uärz 1953„

Die in $ 563 Abs„ 3 RVO vorgeschriebene Berechnung des JAV nach
dem ECO—fachen des Ortslohnes-bezweckt, die Berechnungsgrundlage
für Unfallrenten, die Versicherten mit außergewöhnlich geringem

Verdienst (zur?° Lehrlingen, Gelegenheitsarheitern) zu gewähren

sind, nicht zu stark absinkcn zu lassen„ Der Beklagten ist darin

beizupflichten, daß auch bei dieser Gruppe von Versicherten eine

gewisse Annäherung an die — in £ 563 Abs, 2 EVO vorherrschenden —
individuellen Lohnvcrhältnisse angestrebt werden soll° Deshalb

ist hierbei die Berücksichtigung eines Ortslohnes, der nach Ge—

schlechtern gesondert festgesetzt ist, entgegen dem vom SGO ver—

tretenen Standpunkt nicht von vornherein ausgeschlossen, jedenfalls

nicht insomcit, als in den für weibliche Tagarbeiter festgesetzten

Ortslohn die tatsächliche Entlohnung ausschließlicher oder typi-

chcr Freuenerbeit (vgl° BACQ1 S„ 258 15652 BAG° Urteil vom 2°3°
1955 in APO zu Art, 3 GG Nro 6) sich auswirkt° Dagegen verstößt

die Berechnung des JAV für eine Versicherte nach einem von OVA„

festgesetzten und bekanntgegebenen Ortslohn für weibliche Er—

wachsene dann gegen den Grundsatz der Lohngleichheit von Mann

und Freu bei gleicher Arbeit und damit gegen Art„ 5 Abso 2 und

3 GG, wenn dieser Ortslohn auf Grund von Arbeitsverhältnissen

ermittelt und gebildet wurde, in denen die ?rauen l e d i g —
l i c h ihres Geschlechts wegen geringer entlohnt werden sind;

die Unterlagen, aus denen des OVA‚ bei der Ürtslohnfestset2ung

die ortsüblichen Tagesentgelteäize entnonmen hat (Tarifverträge,

Auskünfte von Gemeinden, Gewerkschaften, Arbeitgebervereinigunw

gen ucä„)‚müssen also im wesentlichen frei sein von solchen, durch
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Art° 3 Abs° 2 und 3 GG mißbilligten Benachteiligungen der Frauen,

wie sie zumal etwa in generellen und schematischen Abschlags—

klauseln für lr‘rauenlöhne (BAG„ 1 s„ 258 ‚„/_“2'637;3„ 348 [3537 zu
erblicken sind°

Die Auslegung, die der Vorderrichter dem Gleichberechtigungs—

grundsatz im Hinblick auf die Berechnung des JAV in Fällen des

& 563 Abs„ 3 ■VO gegeben hat, geht somit nach Auffassung des
erkennenden Senats über das durch Art„ 3 Abs° 2 und 3 GG Gebo—

tene hinaus„ Die Revision ist hiernach begründet„ Das SG° hat

infolge_eeines abweichenden rechtlichen Standpunkte nicht ge—

prüft, auf welchen Unterlagen die Ortslohnfestsetzung in der

Bekanntmachung des OVA° München vom 5„ Rärz 1953 beruhteo Man—

gels ausreichender tatsächlicher Feststellungen mußte daher

der Senat von einer Entscheiduné in der Sache selbst absehen;

die Sache war vielmehr zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das SG„ zurückzuverweisen (% 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)G

Das SG„ wird zu erforschen haben, ob sich aus noch verfügba—

ren Unterlagen des O’Vli° München zur 0rtslohnfestsetzung vom
5° März 1953 Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Unterschied

zwischen dem lännerlohn von 8,60 DM und dem Frauenlohn von"

7,—— DM auf tatsächliche Ve schiedenheiten der von Männern und

Frauen verrichteten Tätigkeiten oder aber auf grundgesetzwid—

rige allgemeine Lohnabschläge.für Pranénarheit zurückzuführen

war° Dabei kann — falls die nufzeichnungen des OVA‚ hauptsäch—

lich aus bloßen Zahlenangaben bestehen und damit keine zuver—

lässigen Aufschlüsse ergeben sollten — der Umstand von Bedeu—

tung sein, daß zu Anfang des Jahres 1953, als die angeführte

Rechtsprechung des BnG° noch nicht bestand, grundgesetzwidrige
Minderehtlohnungen

von Tagarbeiterinnen vermutlich noch in er—

heblichem Umfang verbreitet gewesen sein dürften„ Im übrigen

läßt sich eine genaue Grenze, von der an eine Ortslohnfest—

setzung wegen Grundgesetzuidrigkeit der in ihr ausgéwerteten

Frauenlöhne als unwirksam zu erachten ist, kaum angeben;

selbstverständlich kann es hierbei nicht allein auf das zahlen—

mäßige Verhältnis der einwandfreien zu den grundgesetzwidrigen

Tarifversträgcn uswo‚ sondern auch auf den Umfang der in ihnen

jeweils erfaßten Personenkreise ankommen° Sollte sich durch
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diese Nachforschungen nicht mehr mit hinreichender Wahrschein—

lichkeit feststellen lassen, daß seinerzeit bei der fraglichen

Ortslohnfestsetzung der Gleichbercehtigungsgrundsatz im wesent—

lichen unverletzt blieb, so wäre der JAV für die Rente der Klä—

gerin nach dem 0rtslohn für männ153“e 1—°li“\.ff?.0l■szenezu berechnen„—
Bei der erneuten Verhandlung und hatscheidung wird das SG° so—

dann auch über die nach der Verkündpng seines aufgehobenen Ur—

teils erlassenen Bescheide der Beklagten mit zu befinden habeno

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil des

SG„ vorbehalten°
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